 BFG
" BUNDESFINANZGERICHT GZ.RV/7103737/2015

REPUBLIK OSTERREICH

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesfinanzgericht hat durch den Richter Mag. Christian Mathias Themel LL.M. in der
Beschwerdesache ***Bf1*** ***Bf1-Adr***, (iber die Beschwerde vom 9. April 2014 gegen
den Bescheid des Finanzamtes Wien 2/20/21/22 vom 3. April 2014 betreffend
Einkommensteuer (Arbeitnehmerveranlagung) 2013 (Steuernummer ***) zu Recht erkannt:

I. Der Beschwerde wird gemal § 279 BAO teilweise stattgegeben.

Der angefochtene Bescheid betreffend Einkommensteuer 2013 wird im Sinne der
Beschwerdevorentscheidung vom 16. April 2014 abgeandert. Die Bemessungsgrundlagen und
die Hohe der festgesetzten Abgabe sind dem als Beilage angeschlossenen Berechnungsblatt zu
entnehmen und bilden einen Bestandteil des Spruches dieses Erkenntnisses.

Il. Gegen dieses Erkenntnis ist eine ordentliche Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach
Art. 133 Abs. 4 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zulassig.

Entscheidungsgriinde

I. Verfahrensgang

Am 24. Februar 2014 beantragte der Beschwerdefiihrer die Durchfiihrung der
Arbeitnehmerveranlagung fiir das Jahr 2013. Mit Bescheid vom 3. April 2014 wurde die
Einkommensteuer durch das Finanzamt Wien 2/20/21/22 (nunmehr Finanzamt Osterreich) mit
EUR 1.930,00 festgesetzt. Dagegen erhob der Beschwerdefiihrer am 9. April 2014 das
Rechtsmittel der Beschwerde und fiihrte darin aus, dass der Freibetrag wegen
Korperbehinderung als aulRergewohnliche Belastung nicht beriicksichtigt wurde.

Mit Beschwerdevorentscheidung vom 16. April 2014 wurde der Freibetrag beriicksichtigt und
die Einkommensteuer mit EUR 984,00 festgesetzt. Mit Vorlageantrag vom 24. April 2013
(Anmerkung BFG: 24. April 2014) zog der Beschwerdefiihrer den Antrag auf Durchfiihrung der
Arbeitnehmerveranlagung fiir das Jahr 2013 zuriick. Begriindend flhrte der Beschwerdefiihrer
aus, dass ihm ein Fehler passiert sei und er den Freibetragsbescheid fiir 2013 bei seinem
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Arbeitgeber hitte nicht abgeben sollen. Das Finanzamt Osterreich legte die Beschwerde dem
Bundesfinanzgericht am 22. Juli 2015 zur Entscheidung vor.

Mit Vorhalt vom 24. Juli 2024 wurde der Beschwerdefiihrer aufgefordert, einerseits bekannt zu
geben, warum ein Freibetrag iHv EUR 5.073,60 bei der Lohnverrechnung des Arbeitgebers im
Jahre 2013 beriicksichtigt wurde, obwohl der Freibetragsbescheid einen Betrag in Hohe von
EUR 2.793,68 ausweist und andererseits auch Nachweise fiir die geltend gemachten

Aufwendungen zu erbringen.

Mit Vorhaltsbeantwortung vom 28. August 2024, 29. August 2024 und 4. September 2024
Ubermittelte der Beschwerdefiihrer dem Bundesfinanzgericht per E-Mail Bestatigungen fiir
Zahlungen betreffend die Wohnraumschaffung (von ***Wohnbaugenossenschaft***) ua fir
das Kalenderjahr 2013 iHv EUR 2.980,16, einen Auszug aus der Erklarung zur
Arbeitnehmerveranlagung 2011 mit Hinweis auf geltend gemachte Sonderausgaben (EUR
2.294,74 (455) ***X*** Versicherungen und ***Wohnbaugenossenschaft***, EUR 120,00
(458) Kirchensteuer, EUR 100,00 (451) Spenden), Bestatigungen fir die Jahre 2010 und 2017
betreffend die Zahlung von Pramien fir eine Insassen-Unfall-, Unfall-, Lebens- und
Krankenversicherung sowie betreffend die Zahlung der Lebensversicherung fiir das Jahr 2012
und 2013. Der Beschwerdefiihrer verwies darauf, dass die Berlicksichtigung des Freibetrages
iHv EUR 5.073,60 offensichtlich aufgrund eines Fehlers bei der SVA (nunmehr SVS), als
auszahlende Stelle fir die Erwerbsunfahigkeitspension, passiert ware. Die doppelte
Veranlagung der Pauschbetrdage nach der Verordnung (iber auRergewdhnliche Belastungen
wegen eigener Behinderung iHv EUR 2.280,00 ware auch von drei Beamtinnen des
Finanzamtes bestatigt worden. SchlieBlich Gbermittelte der Beschwerdefiihrer einen SVS-
Pflegegeldbescheid und ein Schreiben der Universitatsklinik fiir Thoraxchirurgie bzw. des AKH
Lungentransplantations-Programms, verwies auf seine chronische fortschreitende fir ihn
belastende Erkrankung und ersuchte um Berlicksichtigung der gesundheitlichen Situation bei

der Urteilbegriindung.

Il. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:

1. Sachverhalt

Im Jahre 2013 bezog der Beschwerdefiihrer von seinem Arbeitgeber
(Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen Wirtschaft) Einklinfte aus nichtselbststandiger
Arbeit und Einklinfte ohne inlandischen Steuerabzug. Fiir das Jahr 2013 wurde sowohl ein
Freibetragsbescheid gemalR § 63 Abs. 1 EStG 1988 als auch ein zusatzlicher Betrag iHv EUR
2.280,00 (entspricht den Pauschbetrdge nach der Verordnung Uber auRergewohnliche
Belastungen wegen eigener Behinderung) bei der Lohnverrechnung des Arbeitgebers des
Beschwerdefiihrers steuermindernd berlicksichtigt.
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Am 24. Februar 2014 beantragte der Beschwerdefiihrer die Durchfiihrung der
Arbeitnehmerveranlagung fir das Jahr 2013. Mit Bescheid vom 3. April 2014 wurde die
Einkommensteuer durch das Finanzamt Wien 2/20/21/22 (nunmehr Finanzamt Osterreich) mit
EUR 1.930,00 festgesetzt.

Dagegen erhob der Beschwerdefiihrer am 9. April 2014 das Rechtsmittel der Beschwerde und
flhrte darin aus, dass der Freibetrag wegen Korperbehinderung als aulRergewdhnliche
Belastung nicht beriicksichtigt wurde.

Mit Beschwerdevorentscheidung vom 16. April 2014 durch das Finanzamt Wien 2/20/21/22
(nunmehr Finanzamt Osterreich) wurde der Freibetrag beriicksichtigt und die
Einkommensteuer mit EUR 984,00 festgesetzt.

Mit Vorlageantrag wurde die Zuriicknahme des Antrags auf Arbeitnehmerveranlagung fiir das
Jahr 2013 erklart.

2. Beweiswiirdigung

Der festgestellte Sachverhalt beruht auf dem vorgelegten Akt und den erbrachten Nachweisen
und Angaben durch den Beschwerdefiihrer. Die Nachweise betreffend die Ausgaben zur
Wohnraumschaffung (Bestatigungen durch ***Wohnbaugenossenschaft***) fir das Jahr 2013
wurden erbracht; die Nachweise betreffend die freiwillige Unfall-, Lebens,- und
Krankenversicherung wurden fiir die Jahre 2010 und 2017 erbracht. Fiir 2013 wurde eine
Bestdtigung Uiber Pramienvorschreibungen iHv EUR 574,40 fiir eine Lebensversicherung
Ubermittelt. Aus den vorgelegten Unterlagen ist ersichtlich, dass die jahrlichen Pramien
dieselben Vertrage betreffen. Das Bundesfinanzgericht erkennt die Pramienvorschreibungen
betreffend die freiwillige Unfall-, Lebens,- und Krankenversicherung fiir das Jahr 2013 iHv EUR
2.212,92 daher aufgrund der vorgelegten Unterlagen betreffend 2010 und 2017 als erwiesen
an.

Die Feststellungen zu den Einkiinften des Beschwerdefihrers im Jahr 2013 und die
Beriicksichtigung des Freibetragsbescheids im Zuge der Lohnverrechnung sind aus dem
vorliegenden Lohnzettel ersichtlich. Der Nachweis des Grades der Behinderung, ausgestellt
durch das Bundesamt fiir Soziales und Behindertenwesen - Landesstelle Wien, ist aus dem Akt

ersichtlich. Der vorliegende Sachverhalt wird seitens des Beschwerdefiihrers nicht bestritten.
3. Rechtliche Beurteilung

3.1. Zu Spruchpunkt I. (tw Stattgabe)

Gemal § 63 Abs. 1 EStG 1988 hat das Finanzamt fiir die Berlicksichtigung bestimmter
Werbungskosten, Sonderausgaben und aullergewohnlicher Belastungen beim Steuerabzug
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vom Arbeitslohn gemeinsam mit einem Veranlagungsbescheid einen Freibetragsbescheid und
eine Mitteilung zur Vorlage beim Arbeitgeber zu erlassen.

Gemal § 64 Abs. 1 EStG 1988 hat der Arbeitgeber den auf der Mitteilung zur Vorlage beim
Arbeitgeber ausgewiesenen Freibetrag beim Steuerabzug vom Arbeitslohn zu beriicksichtigen

und die Mitteilung zum Lohnkonto zu nehmen.

Sind im Einkommen lohnsteuerpflichtige Einklinfte enthalten, soist der Steuerpflichtige gemaR
§ 41 Abs. 1 Z 4 EStG 1988 zu veranlagen, wenn ein Freibetragsbescheid flir das Kalenderjahr
gemald § 63 Abs. 1 EStG 1988 bei der Lohnverrechnung beriicksichtigt wurde.

Der Antrag auf Durchfiihrung der Arbeitnehmerveranlagung kann zurlickgenommen werden.
Die Zuriicknahme des Antrages ist aber nur im Falle des Nichtvorliegens eines
Pflichtveranlagungstatbestandes moglich (vgl. Atzmdiller in Doralt/Kirchmayr/Mayr/Zorn (Hrsg),
Kommentar zum EStG (20. Lfg 2018) Antragsveranlagung (§ 41 Abs 2 Z 1) Rz 35 ua mit Hinweis
auf VWGH vom 18. November 2008, 2006/15/0320).

Da im vorliegenden Fall ein Freibetragsbescheid gemaR § 63 Abs. 1 EStG 1988 unbestritten bei
der Lohnverrechnung bericksichtigt wurde, ist gemaB § 41 Abs 1 Z 4 EStG 1988 der
Beschwerdefiihrer verpflichtend zu veranlagen. Der Antrag auf Durchfiihrung der
Arbeitnehmerveranlagung kann daher nicht zurlickgezogen werden.

GemalR § 3 Abs. 1 der Verordnung des Bundesministers fiir Finanzen Gber auRergewdhnliche
Belastungen, BGBI. Nr. 303/1996, ist fuir Kérperbehinderte, die zur Fortbewegung ein eigenes
Kraftfahrzeug benlitzen, zur Abgeltung der Mehraufwendungen fiir besondere
Behindertenvorrichtungen und fiir den Umstand, daR ein Massenbeférderungsmittel auf
Grund der Behinderung nicht beniitzt werden kann, ein Freibetrag von 190 Euro monatlich zu
berlicksichtigen. Aufgrund des Vorliegens einer Unzumutbarkeit der Benutzung offentlicher
Verkehrsmittel (belegtdurch das Bundesamt fiir Soziales und Behindertenwesen - Landesstelle
Wien) war die Beriicksichtigung des Freibetrages iHv EUR 2.280 in der
Beschwerdevorentscheidung rechtens und ist dem Beschwerdefiihrer diesbeziiglichauch in
der vorliegenden Entscheidung stattzugeben.

Gemal § 18 Abs. 37 2 EStG 1988 idF BGBI. | Nr. 94/2010 besteht fiir Ausgaben im Sinne des
Abs. 1Z 2 bis 4 (insbesondere bestimmte Beitrage und Versicherungspramien sowie Ausgaben
zur Wohnraumschaffung oder zur Wohnraumsanierung) mit Ausnahme der Beitrage fiir eine
freiwillige Weiterversicherung einschlieflich des Nachkaufs von Versicherungszeiten in der
gesetzlichen Pensionsversicherung und vergleichbarer Beitrage an Versorgungs- und
Unterstiitzungseinrichtungen der Kammern der selbstandig Erwerbstadtigen ein einheitlicher
Hochstbetrag von EUR 2.920 jahrlich. Sind diese Ausgaben insgesamt gleich hoch oder héher
als der jeweils maBBgebende Hochstbetrag, soist ein Viertel des Hochstbetrags als
Sonderausgaben abzusetzen (Sonderausgabenviertel).
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Die vom Beschwerdeflihrer geltend gemachten Sonderausgaben fir das Jahr 2013 betreffen
einerseits Versicherungspramien zur freiwilligen Unfall-, Lebens,- und Krankenversicherung
(EUR 2.212,92) geleistet an einen privaten Versicherungstrager und andererseits
Riickzahlungen von Darlehen, die zur Schaffung von Wohnraum geleistet wurden (EUR
2.980,16). Da die geltend gemachten Sonderausgaben den Hochstbetrag nach § 18 Abs. 3 Z 2
EStG 1988 idF BGBI. | Nr. 94/2010 (EUR 2.920) ubersteigen, war die Berlcksichtigung der
Sonderausgaben iHv EUR 730 (Sonderausgabenviertel) in der Beschwerdevorentscheidung
rechtens.

In einer E-Mail vom 4. September 2024 ersuchte der Beschwerdefiihrer um Berlicksichtigung
seiner gesundheitlichen Situation. Es wird darauf hingewiesen, dass bereits die Pauschbetrage
nach der Verordnung Uiber aulRergewohnliche Belastungen wegen eigener Behinderung
berlicksichtigt wurden. Darliber hinaus besteht kein gesetzlicher Grund, der eine Stattgabe der
Beschwerde rechtfertigen wiirde.

Auch der Umstand, dass laut Unterlagen und Vorbingen des Beschwerdefiihrers die
Sozialversicherung der Selbstandigen (SVS) irrtimlich nicht nur den Freibetrag laut
Freibetragsbescheid iHv EUR 2.793,68, sondern auch den Betrag iHv EUR 2.280,00 (entspricht
den Pauschbetrdage nach der Verordnung Uber auBergewohnliche Belastungen wegen eigener
Behinderung) bei der Berechnung der Lohnsteuer beriicksichtigt hat, berechtigt keine
Stattgabe der Beschwerde. Sind im Einkommen lohnsteuerpflichtige Einkiinfte enthalten, soist
der Steuerpflichtige gemal § 41 Abs. 1 Z 4 EStG 1988 zu veranlagen, wenn ein
Freibetragsbescheid fiir das Kalenderjahr gema § 63 Abs. 1 EStG 1988 bei der
Lohnverrechnung bericksichtigt wurde. Im Zuge der Veranlagung lohnsteuerpflichtiger
Einkiinfte besteht weder eine Bindung an den Steuerabzug durch den Arbeitgeber noch eine
Bindung an einen Freibetragsbescheid.

Da das Finanzamt Osterreich den angefochtenen Bescheid in der Beschwerdevorentscheidung
vom 16. April 2014 abanderte, indem der Freibetrag — wie in der Beschwerde vorgebracht —
wegen Korperbehinderung als aullergewohnliche Belastung berlicksichtigt wurde, wird der
angefochtene Einkommensteuerbescheid 2013 im Sinne der Beschwerdevorentscheidung vom
16. April 2014 abgedndert.

Es war somit hinsichtlich des angefochtenen Bescheides betreffend Einkommensteuer
(Arbeitnehmerveranlagung) 2013 spruchgemal zu entscheiden.

3.2. Zu Spruchpunkt Il. (Revision)

Gegen ein Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision zuldssig, wenn sie von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil

das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche
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Rechtsprechung fehlt oder die zu I6sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.

Da lediglich Tatsachenfragen entscheidungswesentlich waren, wird die Revision nicht

zugelassen.

Wien, am 10. September 2024

6 von 6



	Entscheidungsgründe
	I. Verfahrensgang
	II. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:
	1. Sachverhalt
	2. Beweiswürdigung
	3. Rechtliche Beurteilung
	3.1. Zu Spruchpunkt I. (tw Stattgabe)
	3.2. Zu Spruchpunkt II. (Revision)




